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Kleine Anfrage 8628 
 
der Abgeordneten Dr. Werner Pfeil, Thomas Nückel und Alexander Steffen FDP 
 
 
Asylskandal in Köln weitet sich aus- was sind die Hintergründe? 
 
 
Bereits im März 2026 wurde im Rahmen der Kleinen Anfrage 7361 der Abgeordneten Dr. 
Werner Pfeil und Thomas Nückel FDP, Drucksache 18/18236 der Fall des bosnischen 
Flüchtlings M. thematisiert, der, obwohl sein Asylantrag bereits im Jahr 2003 abgelehnt worden 
war, dennoch in Köln geduldet und mit monatlich über 7250 € Sozialhilfe unterstützt wurde.  
 
Wie nun Medienberichten zu entnehmen ist, hat sich der Asylskandal zwischenzeitlich 
ausgeweitet.1  
 
Die Stadt Köln hat massive Fehler eingeräumt.2 Im November 2024 habe die Zentrale 
Ausländerbehörde (ZAB) aus Coesfeld den Kölner Kollegen per Mail Hilfe angeboten, für 471 
geduldete Personen Passersatzpapiere und EU-Ausweise für eine Abschiebung zu 
beschaffen. Nach Angaben der Stadt Köln führte eine Kommunikationspanne dazu, dass die 
Coesfelder keine zentrale Rückmeldung der Kölner Ausländerbehörde erhielten, sondern 
lediglich eine Antwort der für das Kölner Bleiberechtsprogramm zuständigen Abteilung. Dort 
sei das Angebot mit dem Hinweis abgelehnt worden, dass man die Kandidaten aus dem 
Programm mithilfe von Sozialberatern integrieren wolle und keine Passersatzpapiere brauche. 
Die anderen zuständigen Abteilungen antworteten nicht und baten auch nicht um 
Unterstützung. 
 
Nach Aufdecken des Skandals durch den Kölner Stadtanzeiger wurde die Stadtdirektorin der 
Stadt Köln mit der Prüfung des Vorgangs beauftragt. Ihr Zwischenergebnis listete erhebliche 
Fehler auf. Die Bleiberechts-Abteilung habe demnach nur für 218 der registrierten abgelehnten 
Asylbewerber Auskunft gegeben. Bei 20 Personen sei die Ausreise bereits geklärt gewesen. 
Für 125 weitere Migranten auf der Liste sei die Abteilung für aufenthaltsrechtliche 
Entscheidungen zuständig, für weitere 108 Personen das kommunale Rückkehrmanagement. 
 
Inzwischen haben die Sicherheitsbehörden bei der Bezirksregierung Köln um die Übermittlung 
der Liste gebeten, um sie mit ihren Erkenntnissen abgleichen zu können. Zudem gingen bei 
der Kölner Staatsanwaltschaft nach der ersten Berichterstattung Strafanzeigen gegen 
Verantwortliche der Stadt Köln ein.  

 
1 Axel Spilcker in Focus vom 14.08.2026: „Sechs Kriminelle weiter im Land, weil Köln nicht reagierte“, 
abgerufen unter https://www.focus.de/politik/deutschland/asylskandal-weitet-sich-aus-sechs-
kriminelle-sind-weiter-im-land-weil-koelner-behoerde-nicht-reagierte_13a234b1-93d7-47f4-8b92-
754fb9e9d068.html?shem=dsdf,sharefoc,agadiscoversdl,,sh/x/discover/m1/4, letzter Zugriff: 
24.08.2026 
2 Axel Spilcker in Kölner Stadt-Anzeiger vom 20.08.2026: „Stadt räumt schwere Versäumnisse bei 
Kölner Ausländerbehörde ein“, abgerufen unter https://www.ksta.de/koeln/liste-coesfeld-koeln-raeumt-
fehler-bei-auslaenderbehoerde-ein-1353523, letzter Zugriff: 24.08.2026 
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Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung: 
 
1. Was sind die Gründe für die Kommunikationspanne, die dazu führte, dass keine 

Rückmeldung und scheinbar auch keine sonstige Reaktion aus der Kölner 
Ausländerbehörde erfolgte? 

 
2. Was sind die Gründe für die Fehler bei dem Zwischenergebnis der Prüfung des 

Vorgangs? 
 
3. Was hat die Prüfung des Vorgangs zwischenzeitlich ergeben? 
 
4. Wie ist der Sachstand bezüglich der strafrechtlichen Verfolgung von Verantwortlichen 

der Stadt Köln? 
 
5. Welche ausländerrechtlichen Maßnahmen werden, nachdem die Informationen aus 

Coesfeld mittlerweile allen beteiligten Personen und Behörden bekannt sind, gegen die 
471 Personen auf der Liste nun ergriffen? 

 
 
 
Dr. Werner Pfeil 
Thomas Nückel 
Alexander Steffen 
 


